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1752/2018
Gesetz 

zum Einundzwanzigsten Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Einundzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
Vom 26. März 2018

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2251-49

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Zustimmung zum Einundzwanzigsten  

Rundfunkänderungsstaatsvertrag

(1) Dem von den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland bis zum 18. Dezember 2017 unter-
zeichneten Einundzwanzigsten Staatsvertrag zur 
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Ein-
undzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 
wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent-
licht.

(3) Der Staatsvertrag tritt am 25. Mai 2018 in 
Kraft. Sollte der Staatsvertrag nach seinem Artikel 
5 Absatz 2 Satz 2 gegenstandslos werden, wird 
dies unverzüglich im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Schleswig-Holstein bekannt gemacht.

§ 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 26. März 2018  
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident
 

Anlage

Einundzwanzigster Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Einundzwanzigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zu-
letzt geändert durch den Zwanzigsten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 8. und 16. Dezember 2016, 
wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 9 b wird folgende Angabe 
eingefügt:

„§ 9 c Datenverarbeitung zu journalistischen 
 Zwecken, Medienprivileg“.

b) Die Angabe zu § 47 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 47 (aufgehoben)“.

c) Die Angabe zu § 57 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 57 Datenverarbeitung zu journalistischen 
 Zwecken, Medienprivileg“.

2. In § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 wird das Wort „UEFA-Cup“ 
durch die Wörter „Europa League“ ersetzt.

3. Nach § 9 b wird folgender § 9 c eingefügt:

„§ 9 c  
Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, 

Medienprivileg

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschland-
radio oder private Rundfunkveranstalter personenbe-
zogene Daten zu journalistischen Zwecken verarbei-
ten, ist es den hiermit befassten Personen untersagt, 
diese personenbezogenen Daten zu anderen Zwecken 
zu verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind 
bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datenge-
heimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen 
finden für die Datenverarbeitung zu journalistischen 
Zwecken von der Verordnung (EU) 2016/679 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom  
4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. November 2016,  
S. 72) außer den Kapiteln I, VIII, X und XI nur die Ar-
tikel 5 Absatz 1 Buchstabe f in Verbindung mit Absatz 2, 
Artikel 24 und Artikel 32 Anwendung. Artikel 82 und 
83 der Verordnung (EU) 2016/679 gelten mit der 
Maßgabe, dass nur für eine Verletzung des Datenge-
heimnisses gemäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzu-
reichende Maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe f, Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 gehaftet wird. Die Sätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend für die zu den in Satz 1 genannten Stellen 
gehörenden Hilfs- und Beteiligungsunternehmen. Die 
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in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das ZDF, das Deutschlandradio und andere 
Rundfunkveranstalter sowie ihre Verbände und Verei-
nigungen können sich Verhaltenskodizes geben, die in 
einem transparenten Verfahren erlassen und veröf-
fentlicht werden. Den betroffenen Personen stehen 
nur die in den Absätzen 2 und 3 genannten Rechte 
zu.

(2) Führt die journalistische Verarbeitung personenbe-
zogener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellun-
gen der betroffenen Person oder zu Verpflichtungser-
klärungen, Beschlüssen oder Urteilen über die Unter-
lassung der Verbreitung oder über den Widerruf des 
Inhalts der Daten, so sind diese Gegendarstellungen, 
Verpflichtungserklärungen und Widerrufe zu den ge-
speicherten Daten zu nehmen und dort für dieselbe 
Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst sowie 
bei einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit die-
sen zu übermitteln.

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in sei-
nem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann die be-
troffene Person Auskunft über die der Berichterstat-
tung zugrunde liegenden, zu ihrer Person gespeicher-
ten Daten verlangen. Die Auskunft kann nach 
Abwägung der schutzwürdigen Interessen der Betei-
ligten verweigert werden, soweit 

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorberei-
tung, Herstellung oder Verbreitung von Rundfunk-
sendungen mitwirken oder mitgewirkt haben, ge-
schlossen werden kann, 

2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder 
des Gewährsträgers von Beiträgen, Unterlagen und 
Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlos-
sen werden kann oder 

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst 
erlangten Daten die journalistische Aufgabe durch 
Ausforschung des Informationsbestandes beein-
trächtigt würde. 

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichti-
gung unrichtiger personenbezogener Daten im Daten-
satz oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung 
von angemessenem Umfang verlangen. Die weitere 
Speicherung der personenbezogenen Daten ist recht-
mäßig, wenn dies für die Ausübung des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung und Information oder zur 
Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist.

(4) Für die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschlandradio 
und private Rundfunkveranstalter sowie zu diesen ge-
hörende Beteiligungs- und Hilfsunternehmen wird die 
Aufsicht über die Einhaltung der geltenden daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen durch Landesrecht 
bestimmt. Regelungen des Rundfunkstaatsvertrags 
bleiben unberührt.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Teleshopping-
kanäle.“

4. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden das Wort „können“ durch das 
Wort „arbeiten“ und das Wort „zusammenarbeiten“ 
durch das Wort „zusammen“ ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„(4) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
sind mit der Erbringung von Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne 
des Artikels 106 Absatz 2 des Vertrages über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. C 202 
vom 7. Juni 2016, S. 47) auch betraut, soweit sie 
zur Erfüllung ihres Auftrags gemäß Absatz 1 bei 
der Herstellung und Verbreitung von Angeboten im 
Sinne des § 11 a zusammenarbeiten. Die Betrau-
ung gilt insbesondere für die Bereiche Produktion, 
Produktionsstandards, Programmrechteerwerb, Pro-
grammaustausch, Verbreitung und Weiterverbrei-
tung von Angeboten, Beschaffungswesen, Sender-
netzbetrieb, informationstechnische und sonstige 
Infrastrukturen, Vereinheitlichung von Geschäfts-
prozessen, Beitragsservice und allgemeine Verwal-
tung. Von der Betrauung nicht umfasst sind kom-
merzielle Tätigkeiten nach § 16 a Absatz 1 Satz 2.“

5. § 24 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 24 
Vertraulichkeit

Jenseits des Anwendungsbereichs der Verordnung 
(EU) 2016/679 dürfen Angaben über persönliche und 
sachliche Verhältnisse einer natürlichen oder juristi-
schen Person oder einer Personengesellschaft sowie 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die den Landes-
medienanstalten, ihren Organen, ihren Bediensteten 
oder von ihnen beauftragten Dritten im Rahmen der 
Durchführung ihrer Aufgaben anvertraut oder sonst 
bekannt geworden sind, nicht unbefugt offenbart wer-
den.“

6. § 47 wird aufgehoben.

7. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 22 wird das Komma am Ende durch 
einen Punkt ersetzt.

bb) Die Nummern 23 bis 28 werden aufgehoben.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Satz 1 
Nr. 23 bis 28 und“ gestrichen.

8.  § 57 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 57  
Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, 

Medienprivileg

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschland-
radio, private Rundfunkveranstalter oder Unterneh-
men und Hilfsunternehmen der Presse als Anbieter 
von Telemedien personenbezogene Daten zu journalis-
tischen Zwecken verarbeiten, ist es den hiermit be-
fassten Personen untersagt, diese personenbezogenen 
Daten zu anderen Zwecken zu verarbeiten (Datenge-
heimnis). Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer 
Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das 
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer 
Tätigkeit fort. Im Übrigen finden für die Datenverar-
beitung zu journalistischen Zwecken außer den Kapi-
teln I, VIII, X und XI der Verordnung (EU) 2016/679 
nur die Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f in Verbindung 
mit Absatz 2, Artikel 24 und Artikel 32 der Verord-
nung (EU) 2016/679 Anwendung. Artikel 82 und 83 
der Verordnung (EU) 2016/679 gelten mit der Maß-
gabe, dass nur für eine Verletzung des Datengeheim-
nisses gemäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzurei-
chende Maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe f, Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 gehaftet wird. Kapitel VIII der Verordnung 
(EU) 2016/679 findet keine Anwendung, soweit Un-
ternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der 
Presse der Selbstregulierung durch den Pressekodex 

Anl.
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und der Beschwerdeordnung des Deutschen Pressera-
tes unterliegen. Die Sätze 1 bis 6 gelten entsprechend 
für die zu den in Satz 1 genannten Stellen gehörenden 
Hilfs- und Beteiligungsunternehmen. Den betroffenen 
Personen stehen nur die in den Absätzen 2 und 3 ge-
nannten Rechte zu. 

(2) Werden personenbezogene Daten von einem An-
bieter von Telemedien zu journalistischen Zwecken ge-
speichert, verändert, übermittelt, gesperrt oder ge-
löscht und wird die betroffene Person dadurch in ih-
rem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann sie 
Auskunft über die zugrunde liegenden, zu ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann 
nach Abwägung der schutzwürdigen Interessen der 
Beteiligten verweigert werden, soweit

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorberei-
tung, Herstellung oder Verbreitung mitgewirkt ha-
ben, geschlossen werden kann, 

2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder 
des Gewährsträgers von Beiträgen, Unterlagen und 
Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlos-
sen werden kann oder

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst 
erlangten Daten die journalistische Aufgabe des 
Anbieters durch Ausforschung des Informationsbe-
standes beeinträchtigt würde.

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichti-
gung unrichtiger personenbezogener Daten im Daten-
satz oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung 
von angemessenem Umfang verlangen. Die weitere 
Speicherung der personenbezogenen Daten ist recht-
mäßig, wenn dies für die Ausübung des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung und Information oder zur 
Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Angebote von Un-
ternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der 
Presse, soweit diese der Selbstregulierung durch den 
Pressekodex und der Beschwerdeordnung des Deut-
schen Presserates unterliegen.

(3) Führt die journalistische Verarbeitung personenbe-
zogener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellun-
gen der betroffenen Person oder zu Verpflichtungser-
klärungen, Beschlüssen oder Urteilen über die Unter-
lassung der Verbreitung oder über den Widerruf des 
Inhalts der Daten, sind diese Gegendarstellungen, Ver-
pflichtungserklärungen und Widerrufe zu den gespei-
cherten Daten zu nehmen und dort für dieselbe Zeit-
dauer aufzubewahren wie die Daten selbst sowie bei 
einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit diesen 
zu übermitteln.“

9. § 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Die nach den allgemeinen Datenschutzgeset-
zen des Bundes und der Länder zuständigen Auf-
sichtsbehörden überwachen für ihren Bereich die 
Einhaltung der allgemeinen Datenschutzbestim-
mungen und des § 57. Die für den Datenschutz im 
journalistischen Bereich beim öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk und bei den privaten Rundfunkveranstal-
tern zuständigen Stellen überwachen für ihren Be-
reich auch die Einhaltung der Datenschutzbestim-
mungen für journalistisch-redaktionell gestaltete 
Angebote bei Telemedien. Eine Aufsicht erfolgt, so-
weit Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunter-
nehmen der Presse nicht der Selbstregulierung 
durch den Pressekodex und der Beschwerdeord-
nung des Deutschen Presserates unterliegen.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Be-
stimmungen“ die Wörter „im Sinne des Absatzes 
2“ eingefügt und die Wörter „oder der Daten-
schutzbestimmungen des Telemediengesetzes“ ge-
strichen.

Artikel 2 
Änderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages

Der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vom 15. bis 21. De-
zember 2010, geändert durch den Neunzehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 3. und 7. Dezember 
2015, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird in der Angabe zu § 11 das 
Wort „Verwendung“ durch das Wort „Verarbeitung“ 
ersetzt.

2. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Verwendung“ 
durch das Wort „Verarbeitung“ ersetzt.

b) In Absatz 1 werden die Wörter „Erhebung,“ und 
„und Nutzung“ gestrichen und die Wörter „für die 
Datenverarbeitung im Auftrag anwendbaren Be-
stimmungen“ durch die Wörter „zur Auftragsverar-
beitung geltenden Vorschriften der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 
vom 22. November 2016, S. 72)“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „des Bun-
desdatenschutzgesetzes“ durch die Wörter „der 
Verordnung (EU) 2016/679“ ersetzt.

d) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „darf“ durch das 
Wort „übermittelt“ ersetzt und das Wort „übermit-
teln“ gestrichen. 

e) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden das Wort „kann“ durch das 
Wort „verarbeitet“ und die Wörter „des Betrof-
fenen erheben, verarbeiten oder nutzen“ durch 
die Wörter „der betroffenen Person“ ersetzt.

bb) Satz 5 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 werden die Wörter „beim 
Betroffenen“ durch die Wörter „bei der 
betroffenen Person“ ersetzt.

bbb) In Nummer 3 werden die Wörter „der Be-
troffene“ durch die Wörter „die betrof-
fene Person“ ersetzt und die Wörter „Er-
hebung,“ und „oder Nutzung“ gestrichen.

cc) In Satz 6 werden die Wörter „Erhebung,“ und 
„oder Nutzung“ gestrichen.

dd) In Satz 9 wird das Wort „Betroffener“ durch 
die Wörter „betroffener Personen“ ersetzt.

f) In Absatz 5 werden das Wort „darf“ durch das 
Wort „verarbeitet“ und die Wörter „des Betroffenen 
erheben, verarbeiten oder nutzen“ durch die Wörter 
„der betroffenen Person“ ersetzt.

g) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „erheben,“ und 
„oder nutzen“ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „benötigt werden“ 
durch die Wörter „zur Erfüllung einer rechtli-
chen Verpflichtung erforderlich sind“ ersetzt.



Nr. 9 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2018; Ausgabe 24. Mai 2018 213

Artikel 3 
Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt ge-
ändert durch den Neunzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 3. und 7. Dezember 2015, wird wie 
folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Angaben zu den  
§§ 16 bis 18 wie folgt neu gefasst:

„§ 16 Ernennung des Rundfunkdatenschutzbeauftrag-
ten und des Datenschutzbeauftragten

§ 17 Unabhängigkeit des Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten

§ 18 Aufgaben und Befugnisse des Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten“.

2. Die §§ 16 bis 18 werden wie folgt neu gefasst:

„§ 16  
Ernennung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

und des Datenschutzbeauftragten 

(1) Das ZDF ernennt einen Rundfunkdatenschutzbe-
auftragten, der zuständige Aufsichtsbehörde im Sinne 
des Artikels 51 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom  
4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. November 2016,  
S. 72) ist. Die Ernennung erfolgt durch den Fernsehrat 
mit Zustimmung des Verwaltungsrates für die Dauer 
von vier Jahren. Eine dreimalige Wiederernennung ist 
zulässig. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte muss 
über die für die Erfüllung seiner Aufgaben und Aus-
übung seiner Befugnisse erforderliche Qualifikation, 
nachgewiesen durch ein abgeschlossenes Hochschul-
studium, sowie über Erfahrung und Sachkunde insbe-
sondere im Bereich des Schutzes personenbezogener 
Daten verfügen. Das Amt des Rundfunkdatenschutz-
beauftragten kann nicht neben anderen Aufgaben in-
nerhalb des ZDF und seiner Beteiligungs- und Hilfsun-
ternehmen wahrgenommen werden. Sonstige Aufga-
ben müssen mit dem Amt des Rundfunkdaten- 
schutzbeauftragten zu vereinbaren sein und dürfen 
seine Unabhängigkeit nicht gefährden.

(2) Das Amt endet mit Ablauf der Amtszeit, mit Rück-
tritt vom Amt oder mit Erreichen des gesetzlichen 
Renteneintrittsalters. Tarifvertragliche Regelungen 
bleiben unberührt. Der Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragte kann seines Amtes nur enthoben werden, wenn 
er eine schwere Verfehlung begangen hat oder die Vo-
raussetzungen für die Wahrnehmung seiner Aufgaben 
nicht mehr erfüllt. Dies geschieht durch Beschluss 
des Fernsehrates auf Vorschlag des Verwaltungsrates. 
Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist vor der Ent-
scheidung zu hören.

(3) Das Nähere, insbesondere die Grundsätze der Ver-
gütung, beschließt der Fernsehrat mit Zustimmung 
des Verwaltungsrates in einer Satzung.

(4) Der Datenschutzbeauftragte gemäß Artikel 37 der 
Verordnung (EU) 2016/679 wird vom Intendanten mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates benannt.

§ 17  
Unabhängigkeit  

des Rundfunkdatenschutzbeauftragten

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in Aus-
übung seines Amtes unabhängig und nur dem Gesetz 

unterworfen. Er unterliegt keiner Rechts- oder Fach-
aufsicht. Der Dienstaufsicht des Verwaltungsrates un-
tersteht er nur insoweit, als seine Unabhängigkeit bei 
der Ausübung seines Amtes dadurch nicht beeinträch-
tigt wird.

(2) Die Dienststelle des Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten wird bei der Geschäftsstelle von Fernsehrat 
und Verwaltungsrat eingerichtet. Dem Rundfunkda-
tenschutzbeauftragten ist die für die Erfüllung seiner 
Aufgaben und Befugnisse notwendige Personal-,  
Finanz- und Sachausstattung zur Verfügung zu stel-
len. Die erforderlichen Mittel sind jährlich, öffentlich 
und gesondert im Haushaltsplan des ZDF auszuwei-
sen und dem Rundfunkdatenschutzbeauftragten im 
Haushaltsvollzug zuzuweisen. Einer Finanzkontrolle 
durch den Verwaltungsrat unterliegt der Rundfunkda-
tenschutzbeauftragte nur insoweit, als seine Unab-
hängigkeit bei der Ausübung seines Amtes dadurch 
nicht beeinträchtigt wird.

(3) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in der 
Wahl seiner Mitarbeiter frei. Sie unterstehen allein sei-
ner Leitung.

§ 18  
Aufgaben und Befugnisse  

des Rundfunkdatenschutzbeauftragten

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte überwacht 
die Einhaltung der Datenschutzvorschriften dieses 
Staatsvertrages, des Rundfunkstaatsvertrages, der 
Verordnung (EU) 2016/679 und anderer Vorschriften 
über den Datenschutz bei der gesamten Tätigkeit des 
ZDF und seiner Beteiligungsunternehmen im Sinne 
des § 16 c Absatz 3 Satz 1 des Rundfunkstaatsver-
trages. Er hat die Aufgaben und Befugnisse entspre-
chend den Artikeln 57 und 58 Absätze 1 bis 5 der 
Verordnung (EU) 2016/679. Bei der Zusammenarbeit 
mit anderen Aufsichtsbehörden hat er, soweit die Da-
tenverarbeitung zu journalistischen Zwecken betroffen 
ist, den Informantenschutz zu wahren. Er kann gegen-
über dem ZDF keine Geldbußen verhängen.

(2) Stellt der Rundfunkdatenschutzbeauftragte Ver-
stöße gegen Vorschriften über den Datenschutz oder 
sonstige Mängel bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten fest, so beanstandet er dies gegenüber 
dem Intendanten und fordert ihn zur Stellungnahme 
innerhalb einer angemessenen Frist auf. Gleichzeitig 
unterrichtet er den Verwaltungsrat. Von einer Bean-
standung und Unterrichtung kann abgesehen werden, 
wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt oder 
wenn ihre unverzügliche Behebung sichergestellt ist.

(3) Die vom Intendanten nach Absatz 2 Satz 1 abzu-
gebende Stellungnahme soll auch eine Darstellung der 
Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstan-
dung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten getroffen 
worden sind. Der Intendant leitet dem Verwaltungsrat 
gleichzeitig eine Abschrift der Stellungnahme gegen-
über dem Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu.

(4) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte erstattet 
jährlich auch den Organen des ZDF den schriftlichen 
Bericht im Sinne des Artikels 59 der Verordnung (EU) 
2016/679 über seine Tätigkeit. Der Bericht wird ver-
öffentlicht, wobei eine Veröffentlichung im Online- 
Angebot des ZDF ausreichend ist.

(5) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar an den 
Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu wenden, wenn 
er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung seiner perso-
nenbezogenen Daten durch das ZDF oder seiner Be-
teiligungsunternehmen im Sinne des § 16 c Absatz 3 
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Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages in seinen schutz-
würdigen Belangen verletzt zu sein.

(6) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist sowohl 
während als auch nach Beendigung seiner Tätigkeit 
verpflichtet, über die ihm während seiner Dienstzeit 
bekannt gewordenen Angelegenheiten und vertrauli-
chen Informationen Verschwiegenheit zu bewahren.“

Artikel 4 
Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni 1993, 
zuletzt geändert durch den Zwanzigsten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 8. und 16. Dezember 2016, 
wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden die Angaben zu den  
§§ 16 bis 18 wie folgt neu gefasst:

„§ 16 Ernennung des Rundfunkdatenschutzbeauftrag-
ten und des Datenschutzbeauftragten

§ 17 Unabhängigkeit des Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten

§ 18 Aufgaben und Befugnisse des Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten“.

2. § 9 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) Die Gegendarstellung muss unverzüglich inner-
halb des gleichen Angebots verbreitet werden, in wel-
chem die beanstandete Tatsachenbehauptung erfolgt 
ist. Die Verbreitung erfolgt ohne Einschaltungen und 
Weglassungen. Eine Erwiderung auf die verbreitete 
Gegendarstellung muss sich auf tatsächliche Angaben 
beschränken. Im Hörfunk muss die Gegendarstellung 
innerhalb des gleichen Programms und der gleichen 
Programmsparte wie die beanstandete Tatsachenbe-
hauptung sowie zur gleichen Tageszeit oder, wenn 
dies nicht möglich ist, zu einer Sendezeit verbreitet 
werden, die der Zeit der beanstandeten Sendung 
gleichwertig ist.“

3.  Die §§ 16 bis 18 werden wie folgt neu gefasst:

„§ 16  
Ernennung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten  

und des Datenschutzbeauftragten

(1) Die Körperschaft ernennt einen Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten, der zuständige Aufsichtsbehörde 
im Sinne des Artikels 51 der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom  
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom  
4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. November 2016,  
S. 72) ist. Die Ernennung erfolgt durch den Hörfunkrat 
mit Zustimmung des Verwaltungsrates für die Dauer 
von vier Jahren. Eine dreimalige Wiederernennung ist 
zulässig. Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte muss 
über die für die Erfüllung seiner Aufgaben und Aus-
übung seiner Befugnisse erforderliche Qualifikation, 
nachgewiesen durch ein abgeschlossenes Hochschul-
studium, sowie über Erfahrung und Sachkunde insbe-
sondere im Bereich des Schutzes personenbezogener 
Daten verfügen. Das Amt des Rundfunkdatenschutz-
beauftragten kann nicht neben anderen Aufgaben in-
nerhalb der Körperschaft und ihrer Beteiligungs- und 
Hilfsunternehmen wahrgenommen werden. Sonstige 
Aufgaben müssen mit dem Amt des Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten zu vereinbaren sein und dürfen 
seine Unabhängigkeit nicht gefährden.

(2) Das Amt endet mit Ablauf der Amtszeit, mit Rück-
tritt vom Amt oder mit Erreichen des gesetzlichen 
Renteneintrittsalters. Tarifvertragliche Regelungen 
bleiben unberührt. Der Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragte kann seines Amtes nur enthoben werden, wenn 
er eine schwere Verfehlung begangen hat oder die Vo-
raussetzungen für die Wahrnehmung seiner Aufgaben 
nicht mehr erfüllt. Dies geschieht durch Beschluss 
des Hörfunkrates auf Vorschlag des Verwaltungsrates. 
Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist vor der Ent-
scheidung zu hören.

(3) Das Nähere, insbesondere die Grundsätze der Ver-
gütung, beschließt der Hörfunkrat mit Zustimmung 
des Verwaltungsrates in einer Satzung.

(4) Der Datenschutzbeauftragte gemäß Artikel 37 der 
Verordnung (EU) 2016/679 wird vom Intendanten mit 
Zustimmung des Verwaltungsrates benannt.

§ 17  
Unabhängigkeit  

des Rundfunkdatenschutzbeauftragten

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in Aus-
übung seines Amtes unabhängig und nur dem Gesetz 
unterworfen. Er unterliegt keiner Rechts- oder Fach-
aufsicht. Der Dienstaufsicht des Verwaltungsrates un-
tersteht er nur insoweit, als seine Unabhängigkeit bei 
der Ausübung seines Amtes dadurch nicht beeinträch-
tigt wird.

(2) Die Dienststelle des Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten wird bei der Geschäftsstelle von Hörfunkrat 
und Verwaltungsrat eingerichtet. Dem Rundfunkda-
tenschutzbeauftragten ist die für die Erfüllung seiner 
Aufgaben und Befugnisse notwendige Personal-,  
Finanz- und Sachausstattung zur Verfügung zu stel-
len. Die erforderlichen Mittel sind jährlich, öffentlich 
und gesondert im Haushaltsplan der Körperschaft 
auszuweisen und dem Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten im Haushaltsvollzug zuzuweisen. Einer Finanz-
kontrolle durch den Verwaltungsrat unterliegt der 
Rundfunkdatenschutzbeauftragte nur insoweit, als 
seine Unabhängigkeit bei der Ausübung seines Amtes 
dadurch nicht beeinträchtigt wird.

(3) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in der 
Wahl seiner Mitarbeiter frei. Sie unterstehen allein sei-
ner Leitung.

§ 18  
Aufgaben und Befugnisse  

des Rundfunkdatenschutzbeauftragten

(1) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte überwacht 
die Einhaltung der Datenschutzvorschriften dieses 
Staatsvertrages, des Rundfunkstaatsvertrages, der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und anderer Vorschriften über 
den Datenschutz bei der gesamten Tätigkeit der Kör-
perschaft und ihrer Beteiligungsunternehmen im Sinne 
des § 16 c Absatz 3 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertra-
ges. Er hat die Aufgaben und Befugnisse entsprechend 
den Artikeln 57 und 58 Absätze 1 bis 5 der Verordnung 
(EU) 2016/679. Bei der Zusammenarbeit mit anderen 
Aufsichtsbehörden hat er, soweit die Datenverarbei-
tung zu journalistischen Zwecken betroffen ist, den In-
formantenschutz zu wahren. Er kann gegenüber der 
Körperschaft keine Geldbußen verhängen.

(2) Stellt der Rundfunkdatenschutzbeauftragte Ver-
stöße gegen Vorschriften über den Datenschutz oder 
sonstige Mängel bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten fest, so beanstandet er dies gegenüber 
dem Intendanten und fordert ihn zur Stellungnahme 
innerhalb einer angemessenen Frist auf. Gleichzeitig 
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unterrichtet er den Verwaltungsrat. Von einer Bean-
standung und Unterrichtung kann abgesehen werden, 
wenn es sich um unerhebliche Mängel handelt oder 
wenn ihre unverzügliche Behebung sichergestellt ist.

(3) Die vom Intendanten nach Absatz 2 Satz 1 abzu-
gebende Stellungnahme soll auch eine Darstellung der 
Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstan-
dung des Rundfunkdatenschutzbeauftragten getroffen 
worden sind. Der Intendant leitet dem Verwaltungsrat 
gleichzeitig eine Abschrift der Stellungnahme gegen-
über dem Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu.

(4) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte erstattet 
jährlich auch den Organen der Körperschaft den 
schriftlichen Bericht im Sinne des Artikels 59 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 über seine Tätigkeit. Der Be-
richt wird veröffentlicht, wobei eine Veröffentlichung 
im Online-Angebot der Körperschaft ausreichend ist.

(5) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar an den 
Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu wenden, wenn 
er der Ansicht ist, bei der Verarbeitung seiner perso-
nenbezogenen Daten durch die Körperschaft oder ih-
rer Beteiligungsunternehmen im Sinne des § 16 c Ab-
satz 3 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages in seinen 
schutzwürdigen Belangen verletzt zu sein.

(6) Der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist sowohl 
während als auch nach Beendigung seiner Tätigkeit 
verpflichtet, über die ihm während seiner Dienstzeit 
bekannt gewordenen Angelegenheiten und vertrauli-
chen Informationen Verschwiegenheit zu bewahren.“

Artikel 5 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 4 geän-
derten Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündi-
gungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 25. Mai 2018 in Kraft. 
Sind bis zum 24. Mai 2018 nicht alle Ratifikationsurkun-
den bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag 
gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages, des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrages, des ZDF-Staatsvertrages und des Deutsch-
landradio-Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus 
den Artikeln 1 bis 4 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu 
machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, 14. Dezember 2017 

  gez. W i n f r i e d  K r e t s c h m a n n

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, 13. Dezember 2017

  gez. H o r s t  S e e h o f e r

Für das Land Berlin:
Berlin, 15. Dezember 2017

  gez. M i c h a e l  M ü l l e r

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, 14. Dezember 2017

  gez. D i e t m a r  W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Berlin, 14. Dezember 2017

  gez. C . S i e l i n g 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, 14. Dezember 2017

  gez. O l a f  S c h o l z

Für das Land Hessen:
Berlin, 15. Dezember 2017

  gez. V . B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, 14. Dezember 2017

  gez. M a n u e l a  S c h w e s i g

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, 15. Dezember 2017

  gez. S t e p h a n  W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Berlin, 15. Dezember 2017

  gez. A r m i n  L a s c h e t

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, 14. Dezember 2017

  gez. M a l u  D r e y e r
Für das Saarland:
Saarbrücken, 18. Dezember 2017 

  gez. A n n e g r e t  K r a m p – K a r r e n b a u e r

Für den Freistaat Sachsen:
Dresden, 5. Dezember 2017

  gez. S t . T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, 15. Dezember 2017

  gez. H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, 11. Dezember 2017
  gez. G ü n t h e r

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, 12. Dezember 2017

  gez. B o d o  R a m e l o w
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1753/2018
Gesetz 

zum Staatsvertrag 
über den Datenschutz beim Norddeutschen Rundfunk 

(NDR-Datenschutz-Staatsvertrag)
Vom  26. März 2018

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 204-5

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Zustimmung  

zum NDR-Datenschutz-Staatsvertrag

(1) Dem von den Ländern Freie und Hansestadt 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein bis zum 15. Dezember 
2017 unterzeichneten Staatsvertrag über den Da-
tenschutz beim Norddeutschen Rundfunk (NDR-
Datenschutz-Staatsvertrag) wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent-
licht.

(3) Der Staatsvertrag tritt  am 25. Mai 2018 in 
Kraft. Sollte der Staatsvertrag nach seinem Artikel 3 
Absatz 2 Satz 1 gegenstandslos werden, wird dies 
unverzüglich im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Schleswig-Holstein bekannt gemacht.

§ 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 26. März 2018                     
D a n i e l   G ü n t h e r

Ministerpräsident

 
Anlage

Staatsvertrag 
über den Datenschutz beim Norddeutschen Rundfunk 

(NDR-Datenschutz-Staatsvertrag)

Die Freie und Hansestadt Hamburg sowie 
die Länder
Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein 

schließen auf der Grundlage des Artikels 85 der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. No-
vember 2016, S. 72) den nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1 
Staatsvertrag über den Datenschutz  

beim Norddeutschen Rundfunk 
(NDR-Datenschutz-Staatsvertrag)

§ 1 
Datenverarbeitung zu journalistischen  

Zwecken, Medienprivileg 

(1) Soweit der NDR personenbezogene Daten zu journa-
listischen Zwecken verarbeitet, ist es den hiermit befass-
ten Personen untersagt, diese personenbezogenen Daten 
zu anderen Zwecken zu verarbeiten (Datengeheimnis). 
Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf 
das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheim-
nis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im 
Übrigen finden für die Datenverarbeitung zu journalisti-
schen Zwecken von der Verordnung (EU) 2016/679 au-
ßer den Kapiteln I, VIII, X und XI nur die Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe f in Verbindung mit Absatz 2, Artikel 24 und 
Artikel 32 Anwendung. Die Artikel 82 und 83 der Ver-

ordnung (EU) 2016/679 gelten mit der Maßgabe, dass 
nur für eine Verletzung des Datengeheimnisses gemäß 
den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzureichende Maßnahmen 
nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f, Artikel 24 und 32 
der Verordnung (EU) 2016/679 gehaftet wird. Die Sätze 1 
bis 5 gelten entsprechend für die Datenverarbeitung zu 
journalistischen Zwecken der Hilfs- und Beteiligungsun-
ternehmen des NDR. Der NDR kann sich einen Verhal-
tenskodex geben, der in einem transparenten Verfahren 
erlassen und veröffentlicht wird. Den betroffenen Perso-
nen stehen nur die in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Rechte zu.

(2) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezo-
gener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellungen der 
betroffenen Person oder zu Verpflichtungserklärungen, 
Beschlüssen oder Urteilen über die Unterlassung der Ver-
breitung oder über den Widerruf des Inhalts der Daten, 
so sind diese Gegendarstellungen, Verpflichtungserklä-
rungen und Widerrufe zu den gespeicherten Daten zu 
nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren 
wie die Daten selbst sowie bei einer Übermittlung der 
Daten gemeinsam mit diesen zu übermitteln.

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem 
Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann die betroffene 
Person Auskunft über die der Berichterstattung zugrunde 
liegenden zu ihrer Person gespeicherten Daten verlan-
gen. Die Auskunft kann nach Abwägung der schutzwür-
digen Interessen der Beteiligten verweigert werden, so-
weit 

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, 
Herstellung oder Verbreitung von Rundfunksendungen 
mitwirken oder mitgewirkt haben, geschlossen wer-
den kann, 

2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des 
Gewährsträgers von Beiträgen, Unterlagen und Mittei-
lungen für den redaktionellen Teil geschlossen werden 
kann oder

Anl.
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3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst er-
langten Daten die journalistische Aufgabe durch Aus-
forschung des Informationsbestandes beeinträchtigt 
würde. 

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichti-
gung unrichtiger personenbezogener Daten im Datensatz 
oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung von an-
gemessenem Umfang verlangen. Die weitere Speiche-
rung der personenbezogenen Daten ist rechtmäßig, 
wenn dies für die Ausübung des Rechts auf freie Mei-
nungsäußerung und Information oder zur Wahrnehmung 
berechtigter Interessen erforderlich ist.

§ 2  
Ernennung der oder  

des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

(1) Der NDR ernennt eine Beauftragte oder einen Beauf-
tragten für den Datenschutz beim NDR (Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte oder Rundfunkdatenschutzbeauftrag-
ter), die oder der zuständige Aufsichtsbehörde im Sinne 
des Artikels 51 der Verordnung (EU) 2016/679 ist. Die 
Ernennung erfolgt durch den Rundfunkrat auf Vorschlag 
des Verwaltungsrats für die Dauer von vier Jahren. Eine 
dreimalige Wiederernennung ist zulässig. Die oder der 
Rundfunkdatenschutzbeauftragte muss über die für die 
Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben und Ausübung ihrer 
oder seiner Befugnisse erforderliche Qualifikation, Erfah-
rung und Sachkunde insbesondere im Bereich des Schut-
zes personenbezogener Daten verfügen. Das Amt der 
oder des Rundfunkdatenschutzbeauftragten kann nicht 
neben anderen Aufgaben innerhalb des NDR und seiner 
Beteiligungs- und Hilfsunternehmen wahrgenommen 
werden. Sonstige Aufgaben müssen mit dem Amt der 
oder des Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu vereinba-
ren sein und dürfen ihre oder seine Unabhängigkeit nicht 
gefährden.

(2) Das Amt endet mit Ablauf der Amtszeit, mit Rücktritt 
vom Amt oder mit Erreichen des gesetzlichen Rentenein-
trittsalters. Tarifvertragliche Regelungen bleiben unbe-
rührt. Die oder der Rundfunkdatenschutzbeauftragte 
kann ihres oder seines Amtes nur enthoben werden, 
wenn sie oder er eine schwere Verfehlung begangen hat 
oder die Voraussetzungen für die Wahrnehmung ihrer 
oder seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt. Dies geschieht 
durch Beschluss des Verwaltungsrates auf Vorschlag des 
Rundfunkrates; die oder der Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragte ist vor der Entscheidung zu hören.

(3) Das Nähere, insbesondere die Grundsätze der Vergü-
tung, beschließt der Verwaltungsrat mit Zustimmung des 
Rundfunkrates in einer Satzung.

§ 3  
Unabhängigkeit der oder  

des Rundfunkdatenschutzbeauftragten

(1) Die oder der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in 
Ausübung ihres oder seines Amtes unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen. Sie oder er unterliegt keiner 
Rechts- oder Fachaufsicht. Der Dienstaufsicht des Ver-
waltungsrates untersteht sie oder er nur insoweit, als 
ihre oder seine Unabhängigkeit bei der Ausübung ihres 
oder seines Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird.

(2) Die Dienststelle der oder des Rundfunkdatenschutz-
beauftragten wird bei der Geschäftsstelle von Rund-
funkrat und Verwaltungsrat eingerichtet. Der oder dem 
Rundfunkdatenschutzbeauftragten ist die für die Erfül-
lung ihrer oder seiner Aufgaben und Befugnisse notwen-
dige Personal-, Finanz- und Sachausstattung zur Verfü-
gung zu stellen. Die erforderlichen Mittel sind jährlich, 
öffentlich und gesondert im Haushaltsplan des NDR aus-

zuweisen und der oder dem Rundfunkdatenschutzbeauf-
tragten im Haushaltsvollzug zuzuweisen. Einer Finanz-
kontrolle durch den Verwaltungsrat unterliegt die oder 
der Rundfunkdatenschutzbeauftragte nur insoweit, als 
ihre oder seine Unabhängigkeit bei der Ausübung ihres 
oder seines Amtes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

(3) Die oder der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist in 
der Wahl ihrer oder seiner Mitarbeiterinnen oder Mitarbei-
ter frei. Sie unterstehen allein ihrer oder seiner Leitung.

§ 4 
Aufgaben und Befugnisse der oder  

des Rundfunkdatenschutzbeauftragten 

(1) Die oder der Rundfunkdatenschutzbeauftragte über-
wacht die Einhaltung der Datenschutzvorschriften dieses 
Staatsvertrages, des Rundfunkstaatsvertrages, der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und anderer Vorschriften über 
den Datenschutz bei der gesamten Tätigkeit des NDR 
und seiner Beteiligungsunternehmen im Sinne des § 16 c 
Absatz 3 Satz 1 RStV. Sie oder er hat die Aufgaben und 
Befugnisse entsprechend der Artikel 57 und 58 Absätze 
1 bis 5 der Verordnung (EU) 2016/679. Bei der Zusam-
menarbeit mit anderen Aufsichtsbehörden hat sie oder 
er, soweit die Datenverarbeitung zu journalistischen 
Zwecken betroffen ist, den Informantenschutz zu wah-
ren. Sie oder er kann gegenüber dem NDR keine Geldbu-
ßen verhängen.

(2) Stellt die oder der Rundfunkdatenschutzbeauftragte 
Verstöße gegen Vorschriften über den Datenschutz oder 
sonstige Mängel bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten fest, so beanstandet sie oder er dies gegen-
über der Intendantin oder dem Intendanten und fordert 
sie oder ihn zur Stellungnahme innerhalb einer angemes-
senen Frist auf. Gleichzeitig unterrichtet sie oder er den 
Verwaltungsrat. Von einer Beanstandung und Unterrich-
tung kann abgesehen werden, wenn es sich um uner-
hebliche Mängel handelt, oder wenn ihre unverzügliche 
Behebung sichergestellt ist.

(3) Die von der Intendantin oder dem Intendanten nach 
Absatz 2 Satz 1 abzugebende Stellungnahme soll auch 
eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund 
der Beanstandung der oder des Rundfunkdatenschutzbe-
auftragten getroffen worden sind. Die Intendantin oder 
der Intendant leitet dem Verwaltungsrat gleichzeitig eine 
Abschrift der Stellungnahme gegenüber der oder dem 
Rundfunkdatenschutzbeauftragten zu.

(4) Die oder der Rundfunkdatenschutzbeauftragte erstat-
tet jährlich auch den Organen des NDR den schriftlichen 
Bericht im Sinne des Artikels 59 der Verordnung (EU) 
2016/679 über ihre oder seine Tätigkeit. Der Bericht 
wird veröffentlicht, wobei eine Veröffentlichung im On-
line-Angebot des NDR ausreichend ist.

(5) Jedermann hat das Recht, sich unmittelbar an die 
Rundfunkdatenschutzbeauftragte oder den Rundfunkda-
tenschutzbeauftragten zu wenden, wenn er der Ansicht 
ist, bei der Verarbeitung seiner personenbezogenen Da-
ten durch den NDR oder seiner Beteiligungsunternehmen 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 in seinen schutzwürdi-
gen Belangen verletzt zu sein.

(6) Die oder der Rundfunkdatenschutzbeauftragte ist so-
wohl während als auch nach Beendigung ihrer oder sei-
ner Tätigkeit verpflichtet, über die ihr oder ihm während 
ihrer oder seiner Dienstzeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten und vertraulichen Informationen Verschwie-
genheit zu bewahren.

Anl.
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1754/2018
Gesetz 

zum Siebten Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Vorschriften in Hamburg und Schleswig-Holstein 

(7. Medienänderungsstaatsvertrag HSH – 7. MÄStV HSH)
Vom 26. März 2018

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2254-13

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Zustimmung zum 7. MÄStV HSH

(1) Dem von den Ländern Freie und Hansestadt 
Hamburg und Schleswig-Holstein bis zum 13. De-
zember 2017 unterzeichneten Siebten Staatsver-
trag zur Änderung medienrechtlicher Vorschriften 
in Hamburg und Schleswig-Holstein (7. Medienän-
derungsstaatsvertrag HSH) wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent-
licht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem 
Artikel 2 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Schleswig-Holstein bekanntzuma-
chen.

§ 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel,  26. März 2018                     
D a n i e l   G ü n t h e r

Ministerpräsident
 

Anlage

Siebter Staatsvertrag 
zur Änderung medienrechtlicher Vorschriften 

in Hamburg und Schleswig-Holstein 
(Siebter Medienänderungsstaatsvertrag HSH –  

7. MÄStV HSH)

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch den 
Senat, und das Land Schleswig-Holstein, vertreten durch 
den Ministerpräsidenten, - zusammen in diesem Staats-
vertrag „die Länder“ genannt - schließen vorbehaltlich 
der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig berufenen Or-
gane auf der Grundlage des Artikels 85 der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz der natürlichen 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-

ten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119/1 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom  
22. November 2016, S. 72) den nachstehenden Staats-
vertrag:

Artikel 1 
Änderung des Medienstaatsvertrages HSH

Der Staatsvertrag über das Medienrecht in Hamburg und 
Schleswig-Holstein (Medienstaatsvertrag HSH) vom  
13. Juni 2006, zuletzt geändert durch den Sechsten  
Medienänderungsstaatsvertrag HSH vom 8. Dezember 
2016, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 37 wie 
folgt neu gefasst: 

Artikel 2 
Änderung des NDR-Staatsvertrages

Der Staatsvertrag über den Norddeutschen Rundfunk 
vom 17./18. Dezember 1991 (NDR-Staatsvertrag), zu-
letzt geändert durch Staatsvertrag vom 1./2. Mai 2005, 
wird wie folgt geändert:

Die §§ 41 und 42 werden gestrichen. 

Artikel 3 
Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Dieser Staatsvertrag kann nur zusammen mit dem 
NDR-Staatsvertrag gekündigt werden. Für die Kündigung 
gilt im Übrigen § 44 Absatz 1 NDR-Staatsvertrag ent-
sprechend.

(2) Dieser Staatsvertrag wird gegenstandslos, wenn der 
NDR-Staatsvertrag von mindestens drei Ländern gekün-
digt wird oder wenn er durch Vereinbarung der Länder 
aufgelöst wird. Erfolgt die Kündigung des NDR-Staats-
vertrages durch weniger als drei Länder, bleibt dieser 
Staatsvertrag zwischen den übrigen Ländern in Kraft.

(3) Dieser Staatsvertrag tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. 
Sind bis zum 24. Mai 2018 nicht alle Ratifikationsurkun-

den bei der Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein 
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. Die 
Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein teilt den 
übrigen Ländern die Hinterlegung der letzten Ratifika-
tionsurkunde mit. 

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
NDR-Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus Artikel 
1 und 2 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen. 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, 14. Dezember 2017

          gez. O l a f  S c h o l z

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, 14. Dezember 2017 

          gez. M a n u e l a  S c h w e s i g

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, 15. Dezember 2017 

          gez. S t e p h a n  W e i l

Für das Land Schleswig-Holstein:
Kiel, 7. Dezember 2017 

          gez. G ü n t h e r

Anl.
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„§ 37 Datenverarbeitung zu journalistischen 
 Zwecken, Medienprivileg, Datenschutzaufsicht“.

2. § 37 erhält folgende neue Fassung:

„§ 37  
Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken,  

Medienprivileg, Datenschutzaufsicht

(1) Soweit mit den in § 57 Rundfunkstaatsvertrag ge-
nannten Stellen vergleichbare Anbieter personenbezo-
gene Daten zu journalistischen Zwecken verarbeiten, 
ist es den hiermit befassten Personen untersagt, diese 
personenbezogenen Daten zu anderen Zwecken zu 
verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind bei 
der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis 
zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch 
nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen fin-
den für die Datenverarbeitung zu journalistischen 
Zwecken von der Verordnung (EU) 2016/679 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz der natürlichen Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119/1 vom  
4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 22. November 2016,  
S. 72) außer den Kapiteln I, VIII, X und XI nur die Arti-
kel  5 Absatz 1 Buchstabe f in Verbindung mit Absatz 2, 
Artikel 24, und Artikel 32 Anwendung. Artikel 82 und 
83 der Verordnung (EU) 2016/679 gelten mit der 
Maßgabe, dass nur für eine Verletzung des Datenge-
heimnisses gemäß Sätze 1 bis 3 sowie für unzurei-
chende Maßnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe  f, Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 
2016/679 gehaftet wird. Kapitel VIII der Verordnung 
(EU) 2016/679 findet keine Anwendung soweit Unter-
nehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der 
Presse der Selbstregulierung durch den Pressekodex 
und der Beschwerdeordnung des Deutschen Pressera-
tes unterliegen. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend 
für die zu den in Satz 1 genannten Stellen gehörenden 
Hilfs- und Beteiligungsunternehmen. Berufsverbände 
und andere Vereinigungen, die bestimmte Gruppen 
von verantwortlichen Stellen vertreten, können sich 
einen Verhaltenskodex geben, der in einem transpa-
renten Verfahren erlassen und veröffentlicht wird. Den 
betroffenen Personen stehen nur die in Absätzen 2 
und 3 genannten Rechte zu.

(2) Führt die journalistische Verarbeitung personenbe-
zogener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellun-
gen der betroffenen Person oder zu Verpflichtungser-
klärungen, Beschlüssen oder Urteilen über die Unter-
lassung der Verbreitung oder über den Widerruf des 
Inhalts der Daten, so sind diese Gegendarstellungen, 
Verpflichtungserklärungen und Widerrufe zu den ge-
speicherten Daten zu nehmen und dort für dieselbe 
Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst sowie 
bei einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit die-
sen zu übermitteln.

(3) Werden personenbezogene Daten von einem An-
bieter nach Absatz 1 zu journalistischen Zwecken ge-
speichert, verändert, übermittelt, gesperrt oder ge-
löscht und wird die betroffene Person dadurch in ih-
rem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann sie 
Auskunft über die zugrunde liegenden, zu ihrer Person 
gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann 
nach Abwägung der schutzwürdigen Interessen der 
Beteiligten verweigert werden, soweit

1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorberei-
tung, Herstellung oder Verbreitung mitgewirkt ha-
ben, geschlossen werden kann, oder

2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder 
des Gewährsträgers von Beiträgen, Unterlagen und 
Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlos-
sen werden kann oder

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst 
erlangten Daten die journalistische Aufgabe des 
Anbieters durch Ausforschung des Informationsbe-
standes beeinträchtigt würde.

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichti-
gung unrichtiger personenbezogener Daten im Daten-
satz oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung 
von angemessenem Umfang verlangen. Die weitere 
Speicherung der personenbezogenen Daten ist recht-
mäßig, wenn dies für die Ausübung des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung und Information oder zur 
Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist. 

Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Angebote von Un-
ternehmen und Hilfsunternehmen der Presse, soweit 
diese der Selbstregulierung durch den Pressekodex 
und der Beschwerdeordnung des Deutschen Pressera-
tes unterliegen.

(4) Der Datenschutzbeauftragte des Sitzlandes der 
Anstalt ist die zuständige Aufsichtsbehörde im Sinne 
des Artikels 51 der Verordnung (EU) 2016/679. Der 
Datenschutzbeauftragte überwacht die Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften dieses Staatsvertrags, der 
Verordnung (EU) 2016/679 und anderer Vorschriften 
über den Datenschutz. Eine Aufsicht erfolgt, soweit 
Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen 
der Presse nicht der Selbstregulierung durch den Pres-
sekodex und der Beschwerdeordnung des Deutschen 
Presserates unterliegen. Der Datenschutzbeauftragte 
hat die Aufgaben und Befugnisse entsprechend der 
Artikel 57 und 58 Absatz 1 bis 5 der Verordnung (EU) 
2016/679. Bei dieser Tätigkeit stellt er das Benehmen 
mit dem Datenschutzbeauftragten des anderen Lan-
des her. Bei der Zusammenarbeit mit anderen Auf-
sichtsbehörden hat er, soweit die Datenverarbeitung 
zu journalistischen Zwecken betroffen ist, den Infor-
mantenschutz zu wahren. 

(5) Stellt der Datenschutzbeauftragte einen Verstoß 
gegen die Datenschutzbestimmungen fest, weist er 
den Anbieter nach Absatz 1 darauf hin. Wird der Ver-
stoß anschließend nicht innerhalb einer von dem Da-
tenschutzbeauftragten gesetzten Frist behoben, bean-
standet der Datenschutzbeauftragte den Verstoß.“

3. § 51 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Komma am Ende der Nummer 4 
durch einen Punkt ersetzt und die Nummer 5 ge-
strichen.

b) In Absatz 3 wird Satz 3 gestrichen.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. Sind 
nicht bis zum 24. Mai 2018 die Ratifikationsurkunden 
ausgetauscht, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

Für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg
Hamburg, 13. Dezember 2017

              gez. O l a f   S c h o l z

Für das Land Schleswig-Holstein
Kiel, 7. Dezember 2017

              gez. G ü n t h e r

Anl.
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Landesverordnung 
über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern  

(Entschädigungsverordnung - EntschVO)
Vom 3. Mai 2018

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-3-39

Aufgrund des § 135 Absatz 1 Nummer 5 der Ge-
meindeordnung, des § 73 Satz 1 Nummer 4 der 
Kreisordnung, des § 26 Satz 1 Nummer 3 der Amts-
ordnung und des § 13 Absatz 5 des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit verordnet das Ministe-
rium für Inneres, ländliche Räume und Integration:

Abschnitt 1 
Allgemeines

§ 1 
Entschädigungen

(1) Entschädigungen sind der Ersatz von Auslagen, 
Ersatz des entgangenen Arbeitsverdienstes oder bei 
Selbständigen eine Verdienstausfallentschädigung, 
die Erstattung des auf den entgangenen Arbeitsver-
dienst entfallenen Arbeitgeberanteils zur Sozialversi-
cherung, Entschädigung für die durch das Ehrenamt 
oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesen-
heit vom Haushalt, der Ersatz der nachgewiesenen 
Kosten einer entgeltlichen Kinderbetreuung sowie 
einer entgeltlichen Betreuung pflegebedürftiger Fa-
milienangehöriger und Ersatz von Reisekosten.

(2) Die Aufwandsentschädigung ist pauschalierter 
Auslagenersatz und Entschädigung für den Auf-
wand an Zeit und Arbeitsleistung und das mit dem 
Ehrenamt oder der ehrenamtlichen Tätigkeit ver-
bundene Haftungsrisiko.

(3) Sitzungsgeld ist, auch soweit es als Teil einer 
Aufwandsentschädigung gewährt wird, pauschalier-
ter Auslagenersatz für die Teilnahme an Sitzungen 
der Organe und Ausschüsse der Gemeinde, des Krei-
ses, des Amtes oder des Zweckverbandes, der Frak-
tionen, Teilfraktionen, der Beiräte nach § 47 b und d 
Gemeindeordnung und § 42 a Kreisordnung, für die 
Teilnahme an sonstigen in der Entschädigungssat-
zung bestimmten Sitzungen sowie für sonstige Tä-
tigkeiten für die kommunalen Körperschaften.

(4) Die in dieser Verordnung zugelassenen Auf-
wandsentschädigungen und Sitzungsgelder sind, 
sofern nichts anderes bestimmt ist, Höchstbeträge. 
Eine Überschreitung bedarf der Zustimmung der 
zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde.

Abschnitt 2 
Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgeld

§ 2 
Mitglieder der Gemeindevertretungen,  

Kreistage, Amtsausschüsse und  
der Zweckverbandsversammlungen

(1) Mitglieder von Gemeindevertretungen, Kreistagen, 
Amtsausschüssen und Zweckverbandsversamm-
lungen können entweder Sitzungsgeld oder Auf-
wandsentschädigungen nach Absatz 2 erhalten. 

Die Aufwandsentschädigung nach Absatz 2 wird 
gewährt entweder ausschließlich als monatliche 
Pauschale oder gleichzeitig teilweise als monatliche 
Pauschale und als Sitzungsgeld.

(2) Die Höhe der Aufwandsentschädigung beträgt

1. bei Mitgliedern der Gemeindevertretungen

a) ausschließlich als monatliche  
Pauschale in Gemeinden bis  
zu 1.000 Einwohnerinnen und  
Einwohnern 30 Euro,

bis zu 5.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 82 Euro,

bis zu 10.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 111 Euro,

bis zu 20.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 124 Euro,

bis zu 30.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 138 Euro,

bis zu 60.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 168 Euro,

bis zu 75.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 279 Euro,

bis zu 150.000 Einwohnerinnen 
 und Einwohnern 334 Euro,

über 150.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 389 Euro,

b) gleichzeitig teilweise als monatliche Pau-
schale und als Sitzungsgeld in Gemeinden 

als monatliche 
Pauschale

als Sitzungs- 
geld je Sitzung

bis zu 1.000 
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 10 Euro 23 Euro

bis zu 5.000  
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 30 Euro 23 Euro

bis zu 10.000 
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 38 Euro 23 Euro

bis zu 20.000  
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 41 Euro 23 Euro

bis zu 30.000  
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 45 Euro 23 Euro

bis zu 60.000 
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 55 Euro 23 Euro



Nr. 9 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2018; Ausgabe 24. Mai 2018 221

bis zu 75.000  
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 93 Euro 23 Euro

bis zu 150.000  
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 111 Euro 23 Euro

über 150.000  
Einwohnerinnen  
und Einwohnern 129 Euro 23 Euro,

2. bei Kreistagsmitgliedern

a) ausschließlich als monatliche Pauschale  
389 Euro,

b) gleichzeitig teilweise als monatliche Pau-
schale und als Sitzungsgeld 129 Euro als 
monatliche Pauschale und 23 Euro als Sit-
zungsgeld je Sitzung,

3. bei Amtsausschussmitgliedern

a) ausschließlich als monatliche Pauschale  
30 Euro,

b) gleichzeitig teilweise als monatliche Pau-
schale und als Sitzungsgeld 10 Euro als mo-
natliche Pauschale und 23 Euro als Sitzungs-
geld je Sitzung,

4. bei Mitgliedern der Verbandsversammlungen

a) ausschließlich als monatliche Pauschale  
14 Euro,

b) gleichzeitig teilweise als monatliche Pau-
schale und als Sitzungsgeld 9 Euro als mo-
natliche Pauschale und 23 Euro als Sitzungs-
geld je Sitzung.

§ 3 
Mitglieder der Gemeindeversammlung

Mitglieder der Gemeindeversammlung können für 
die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindeversamm-
lung und der Ausschüsse, in die sie gewählt sind, 
Sitzungsgeld erhalten.

§ 4 
Stadtpräsidentinnen und Stadtpräsidenten, 
Bürgervorsteherinnen und Bürgervorsteher, 
Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher  

in hauptamtlich verwalteten Ämtern

Stadtpräsidentinnen und Stadtpräsidenten, Bürger-
vorsteherinnen und Bürgervorsteher, Amtsvorste-
herinnen und Amtsvorsteher in hauptamtlich ver-
walteten Ämtern können neben Sitzungsgeld oder 
Aufwandentschädigung nach § 2 eine monatliche 
Aufwandsentschädigung erhalten in Gemeinden, 
Städten und Ämtern

bis zu 10.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern 372 Euro,

bis zu 20.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 517 Euro,

bis zu 30.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 587 Euro,

bis zu 40.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 737 Euro,

bis zu 50.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 810 Euro,

bis zu 60.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 884 Euro,

bis zu 75.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 960 Euro,

über 75.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.472 Euro.

§ 5 
Kreispräsidentinnen und Kreispräsidenten

Kreispräsidentinnen und Kreispräsidenten können 
neben Sitzungsgeld oder Aufwandsentschädigung 
nach § 2 eine monatliche Aufwandsentschädigung 
von 1.472 Euro erhalten.

§ 6 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in  

ehrenamtlich verwalteten Gemeinden und Städten

(1) Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in ehren-
amtlich verwalteten Gemeinden und ehrenamtlich 
verwalteten Städten können neben Sitzungsgeld 
oder Aufwandsentschädigung nach § 2 eine mo-
natliche Aufwandsentschädigung erhalten. Diese 
beträgt in Gemeinden mit

bis zu 200 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 261 Euro,

bis zu 400 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 361 Euro,

bis zu 600 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 465 Euro,

bis zu 800 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 564 Euro,

bis zu 1.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 699 Euro,

bis zu 1.500 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 871 Euro,

bis zu 2.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.055 Euro,

bis zu 2.500 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.106 Euro,

bis zu 3.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.178 Euro

bis zu 3.500 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.254 Euro,

bis zu 4.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.323 Euro,

bis zu 5.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.401 Euro,

bis zu 7.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.472 Euro,

über 7.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.543 Euro.
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(2) Gehört die Gemeinde keinem Amt an, erhöht 
sich der zulässige Höchstsatz der Aufwandsent-
schädigung der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters um 35 %.

(3) Neben der monatlichen Aufwandsentschädi-
gung sind auf Antrag besonders zu erstatten:

1. bei Benutzung eines Wohnraumes für dienstli-
che Zwecke die zusätzlichen Aufwendungen für 
dessen Heizung, Beleuchtung und Reinigung;

2. bei dienstlicher Benutzung einer privaten Telekom-
munikationseinrichtung die Kosten der dienstlich 
notwendigen Telefongebühren, die anteiligen 
Grundgebühren und bei erstmaliger Herstellung 
des Anschlusses nach Übernahme des Ehrenam-
tes die anteiligen Kosten der Herstellung.

Die Entschädigungssatzung kann eine pauscha-
lierte Erstattung vorsehen.

§ 7 
Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher  

in ehrenamtlich verwalteten Ämtern

Amtsvorsteherinnen und Amtsvorsteher in ehren-
amtlich verwalteten Ämtern können neben Sit-
zungsgeld oder Aufwandsentschädigung nach § 2 
eine monatliche Aufwandsentschädigung erhalten. 
Diese beträgt in Ämtern mit

bis zu  5.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 980 Euro,

bis zu  8.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.353 Euro,

bis zu 12.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.472 Euro,

über 12.000 Einwohnerinnen  
und Einwohnern 1.592 Euro.

§ 8 
Verbandsvorsteherinnen und Verbandsvorsteher

Verbandsvorsteherinnen und Verbandsvorsteher 
können neben Sitzungsgeld oder Aufwandsent-
schädigung nach § 2 eine monatliche Aufwands-
entschädigung von 326 Euro erhalten. An ihre oder 
seine Stelle tritt bei Zweckverbänden mit haupt-
amtli-cher Verbandsvorsteherin oder hauptamtli-
chen Verbandsvorsteher die oder der Vorsitzende 
der Verbandsversammlung.

§ 9 
Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld für 

weitere ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Eine monatliche oder anlassbezogene Auf-
wandsentschädigung oder Sitzungsgeld können er-
halten:

 1. Mitglieder der Hauptausschüsse sowie deren 
Stellvertretende,

 2. Ausschussvorsitzende sowie deren Stellvertre-
tende,

 3. Vorsitzende der Verbandsversammlung sowie 
deren Stellvertretende,

 4. Stellvertretende der Landrätin oder des Land-
rats,

 5. Stellvertretende der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters in hauptamtlich verwalteten 
Gemeinden und Städten,

 6. Ausschussmitglieder sowie stellvertretende 
Ausschussmitglieder nach § 46 Absatz 3 Satz 1 
Gemeindeordnung, § 41 Absatz 3 Satz 1 
Kreisordnung, § 10 a Absatz 2 Satz 1 Amts-
ordnung und § 5 Absatz 6 Gesetz über kom-
munale Zusammenarbeit in Verbindung mit § 46 
Absatz 3 Satz 1 Gemeindeordnung,

 7. Fraktionsvorsitzende sowie deren Stellvertre-
tende,

 8. Vorsitzende von Beiräten nach § 47 b und d 
Gemeindeordnung und § 42 a Kreisordnung 
sowie deren Stellvertretende,

 9. Mitglieder der Beiräte nach § 47 b Gemeinde-
ordnung, diese nur insoweit, als sie keine Auf-
wandsentschädigung nach § 2 erhalten,

10. Mitglieder der Beiräte nach § 47 d Gemeinde-
ordnung und § 42 a Kreisordnung sowie deren 
Stellvertretende,

11.  Stellvertretende der in den §§ 4, 5, 6, 7 und 8 
genannten Empfängerinnen und Empfängern 
von Aufwandsentschädigung,

12. Stellvertretende der in § 2 Absatz 2 Nummer 3 
und 4 genannten Empfängerinnen und Emp-
fängern von Sitzungsgeld oder Aufwandsent-
schädigung, 

13. Stellvertretende der Amtsdirektorin oder des 
Amtsdirektors,

14. Stellvertretende der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters nach § 48 Absatz 2 Satz 1 Ge-
meindeordnung sowie

15. Personen, die von der Gemeindevertretung, 
vom Kreistag, vom Amtsausschuss oder von 
der Verbandsversammlung als Beauftragte für 
eine besondere Aufgabe bestellt wurden; die 
Aufgabe darf keine typische Arbeitnehmertä-
tigkeit darstellen;

das Sitzungsgeld oder die Aufwandsentschädigung 
nach § 2 bleiben unberührt.

(2) Die Höhe der Aufwandsentschädigung für die 
jeweilige Funktion darf den in den §§ 4, 5, 6, 7 
und 8 für die betreffende kommunale Körperschaft 
geltenden Höchstbetrag nicht erreichen und soll in 
einem angemessenen Abstand zum Höchstbetrag 
stehen. Bei der Bemessung der Höhe der Auf-
wandsentschädigung ist der mit der Funktion ver-
bundene Aufwand zu berücksichtigen.
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(3) Sofern eine anlassbezogene Aufwandsentschä-
digung gezahlt wird, gilt Absatz 2 Satz 1 nicht für 
die in Absatz 1 Nummer 4, 5 und 13 genannten 
Funktionen. Der Höchstbetrag für eine anlassbezo-
gene Aufwandsentschädigung für diese Funktionen 
darf den Betrag von 2.676 Euro im Monat nicht 
überschreiten.

§ 10 
Ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte

(1) Ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte in 
Gemeinden mit eigener Verwaltung und in Ämtern 
können für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben eine 
monatliche Aufwandsentschädigung erhalten. 
Diese beträgt in Gemeinden, Städten und Ämtern 
mit bis zu 5.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 
238 Euro, bis zu 10.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern 297 Euro und über 10.000 Einwohnerin-
nen und Einwohnern 355  Euro. Die stellvertre-
tende Gleichstellungsbeauftragte kann eine monat-
liche oder anlassbezogene Aufwandsentschädigung 
erhalten; die Höhe der Aufwandsentschädigung 
darf die der zu Vertretenden nicht überschreiten.

(2) Darüber hinaus kann ehrenamtlichen Gleichstel-
lungsbeauftragten von Gemeinden für die Teil-
nahme an Sitzungen der Gemeindevertretung und 
der Ausschüsse und ehrenamtlichen Gleichstel-
lungsbeauftragten von Ämtern oder von Gemein-
den, die die Geschäfte eines Amtes führen, für die 
Teilnahme an Sitzungen des Amtsausschusses und 
der Ausschüsse des Amtes sowie nach Maßgabe 
der Entschädigungssatzung der jeweiligen amtsan-
gehörigen Gemeinde für die Teilnahme an Sitzun-
gen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse 
der amtsangehörigen Gemeinde ein Sitzungsgeld 
von 23 Euro gewährt werden. Das Sitzungsgeld für 
die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes zahlt das 
Amt.

(3) Absatz 2 gilt für stellvertretende Gleichstel-
lungsbeauftragte im Falle der Verhinderung der 
Gleichstellungsbeauftragten entsprechend.

§ 11 
Zahlung, Wegfall und Kürzung  
von Aufwandsentschädigungen

(1) Aufwandsentschädigungen in Form einer mo-
natlichen Pauschale werden für die Zeit vom Tage 
des Amtsantritts bis zum Ablauf des Kalendermo-
nats, in dem das Ehrenamt oder die ehrenamtliche 
Tätigkeit endet, monatlich im Voraus gezahlt. Be-
steht der Anspruch auf Aufwandsentschädigung 
nicht für einen vollen Kalendermonat, werden für 
jeden Tag ein Dreißigstel der monatlichen Auf-
wandsentschädigung gezahlt.

(2) Übt die Empfängerin oder der Empfänger einer 
Aufwandsentschädigung ein Ehrenamt oder eine 
ehrenamtliche Tätigkeit ununterbrochen länger als 
drei Monate nicht aus, wird für die über drei Mo-

nate hinausgehende Zeit keine Aufwandsentschä-
digung gewährt. Hat sie oder er den Grund für die 
Nichtausübung selbst zu vertreten, entfällt der An-
spruch auf Zahlung von Aufwandsentschädigung, 
sobald das Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tätig-
keit nicht mehr ausgeübt wird.

(3) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten darf keine 
Aufwandsentschädigung gezahlt werden, solange 
ihnen die Führung der Dienstgeschäfte nach § 39 
Beamtenstatusgesetz verboten ist oder sie im Zu-
sammenhang mit einem Disziplinarverfahren vor-
läufig des Dienstes enthoben sind.

(4) Die in § 16 Satz 2 Amtsordnung vorgesehene 
Kürzung der Aufwandsentschädigung der Bürger-
meisterinnen und der Bürgermeister amtsangehöri-
ger Gemeinden soll in den Fällen, in denen eine zeit-
weilig zur Unterstützung der Bürgermeisterin oder 
des Bürgermeisters tätige Hilfskraft wegen der be-
sonderen örtlichen Verhältnisse erforderlich und ver-
tretbar erscheint, höchstens 25 %, jedoch nicht 
mehr als die Kosten für die Hilfskraft betragen.

§ 12 
Sitzungsgeld

(1) Das Sitzungsgeld beträgt 33 Euro.

(2) Sitzungsgeld und Tagegeld aufgrund reisekos-
tenrechtlicher Regelungen dürfen nicht nebenein-
ander gewährt werden.

(3) Die für Sitzungsgeld festgesetzten Sätze gelten 
für eine Sitzung. Finden an einem Tag bei derselben 
kommunalen Körperschaft mehrere Sitzungen 
statt, darf nur ein Sitzungsgeld gewährt werden. 
Für eine Sitzung, die nicht am selben Tage beendet 
wird, darf bis zu zwei Sitzungsgelder gezahlt wer-
den, wenn die Sitzung insgesamt mindestens acht 
Stunden gedauert hat.

Abschnitt 3 
Sonstige Entschädigungen

§ 13 
Entgangener Arbeitsverdienst,  

Verdienstausfallentschädigung für Selbständige, 
Entschädigung für Abwesenheit vom Haushalt

(1) Der durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes 
oder die ehrenamtliche Tätigkeit entgangene Ar-
beitsverdienst aus unselbständiger Arbeit ist auf 
Antrag in der nachgewiesenen Höhe gesondert zu 
ersetzen. Ferner ist der auf den entgangenen Ar-
beitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur So-
zialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Las-
ten der oder des Entschädigungsberechtigten an 
den Sozialversicherungsträger abgeführt wird.

(2) Selbständige erhalten auf Antrag gesondert für 
den durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder 
die ehrenamtliche Tätigkeit entstandenen Ver-
dienstausfall eine Verdienstausfallentschädigung, 
deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der Grund-
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lage des glaubhaft gemachten Verdienstausfalls 
nach billigem Ermessen festgesetzt wird. In der 
Entschädigungssatzung ist ein Höchstbetrag fest-
zulegen, der bei der Verdienstausfallentschädigung 
je Stunde nicht überschritten werden darf. Die Ent-
schädigungssatzung kann einen Höchstbetrag fest-
legen, der bei der Verdienstausfallentschädigung je 
Tag nicht überschritten werden darf.

(3) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 
zwei Personen führen und nicht oder weniger als 
20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten 
gesondert für die durch die Wahrnehmung des Eh-
renamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte 
Abwesenheit vom Haushalt auf Antrag für jede 
volle Stunde der Abwesenheit eine Entschädigung. 
Der Stundensatz ist in der Entschädigungsatzung 
festzulegen. Statt einer Entschädigung nach Stun-
densätzen sind auf Antrag die angefallenen not-
wendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt 
zu ersetzen.

(4) Leistungen nach den Absätzen 1 bis 3 werden 
nur gewährt, soweit die Wahrnehmung des Ehren-
amtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit in den Fäl-
len der Absätze 1 und 2 während der regelmäßigen 
Arbeitszeit und in den Fällen des Absatzes 3 wäh-
rend der regelmäßigen Hausarbeitszeit erforderlich 
ist. Die regelmäßige Arbeitszeit und die regelmä-
ßige Hausarbeitszeit sind individuell zu ermitteln.

§ 14 
Ersatz der Kosten der Betreuung von Kindern und 

pflegebedürftiger Angehöriger

Die nachgewiesenen Kosten einer durch die Wahr-
nehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche 
Tätigkeit erforderlichen entgeltlichen Betreuung 
von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, oder pflegebedürftiger Familienan-
gehöriger sind auf Antrag gesondert zu erstatten. 
Dies gilt nicht für Zeiträume, für die Entschädigung 
nach § 13 gewährt wird.

§ 15 
Fahrkosten

(1) Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und eh-
renamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern nach  
§ 2 können die Fahrkosten, die ihnen durch die 
Fahrt zum Sitzungsort und zurück entstehen, ge-
sondert erstattet werden, höchstens jedoch in 
Höhe der Kosten der Fahrt von der Hauptwohnung 
zum Sitzungsort und zurück; die Höhe der Entschä-

digung richtet sich nach § 4 des Bundesreisekos-
tengesetzes vom 20. Mai 2005 (BGBl I. S. 1418), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Februar 
2013 (BGBl I. S. 285). Bei Benutzung privateigener 
Kraftfahrzeuge richtet sich die Höhe der Entschädi-
gung nach § 5 Bundesreisekostengesetz.

(2) Die Entschädigungssatzung kann für Entschädi-
gungen nach Absatz 1 eine pauschalierte Erstat-
tung vorsehen, die nach dem Durchschnitt der in 
einem bestimmten Zeitraum sonst anfallenden Ein-
zelentschädigungen zu bemessen ist.

§ 16 
Reisekostenvergütung

Ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger und 
Personen nach § 2 erhalten bei Dienstreisen Reise-
kostenvergütung nach den für die Beamtinnen und 
Beamten geltenden Grundsätzen.

Abschnitt 4 
Entschädigung in besonderen Fällen

§ 17 
Kreisjägermeisterinnen und Kreisjägermeister

Kreisjägermeisterinnen und Kreisjägermeister kön-
nen für die Dauer der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben eine monatliche Aufwandsentschädigung bis 
zu 503 Euro erhalten. Den Stellvertretenden kann 
für ihre besondere Tätigkeit bei Verhinderung der 
Kreisjägermeisterin oder des Kreisjägermeisters für 
die Dauer der Vertretung eine entsprechende Auf-
wandsentschädigung gewährt werden. Sofern 
Stellvertretende der Kreisjägermeisterin oder des 
Kreisjägermeisters ständig damit betraut sind, be-
stimmte Aufgaben zu erledigen, können sie eine 
monatliche Aufwandsentschädigung bis zu der in 
Satz 1 genannten Höhe erhalten.

Abschnitt 5 
Schlussvorschriften

§ 18 
Rückgang der Einwohnerzahl

Ein Rückgang der Einwohnerzahl ist für die Bemes-
sung der Aufwandsentschädigung bis zum Ablauf 
der jeweiligen Wahlperiode unbeachtlich.

§ 19 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 31. Mai 2018 in 
Kraft.

(2) Die Verordnung tritt mit Ablauf des 30. Mai 
2023 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 3. Mai 2018
H a n s – J o a c h i m   G r o t e

Minister 
für Inneres, ländliche Räume und Integration
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Mitteilung der Schriftleitung
Für das Einbinden des Gesetz- und Verordnungs-
blattes  Jahrgang 2017 können Einbanddecken 
zum Preis von 25,00 Euro zuzüglich Versandkosten 
bei der Firma Schmidt & Klaunig bezogen werden. 
Die Anschrift und Telefon- bzw. Faxnummer ent-
nehmen Sie bitte dem Impressum. Das Jahresin-
haltsverzeichnis 2017 liegt der Ausgabe des Ge-
setz- und Verordnungsblattes Nummer 3 vom  
31. Januar 2018 bei. 
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


